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V ZR 16/59
V e r k ü n d e t  
am 30. i&irs I960 
Hirth, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der 
Oeschältssteile

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
ln dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Lorenz '$000/ in & 0 0 0 0 0 7 y0/00tTo 0 / 1
Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Hechtsanwalt Dr„

g e g e n
die Bahnbeamtenswitwelrmgard K 
in '£0/009 L0 0 g0 0 s^ro 0 geb.

Klägerin, Berufungaklägerin 
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prh.v.

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 30. März I960 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Br. HUckinghaus, Br. Augustin, Schuster,
Br. Rothe und Dr. Mattefn

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts München 
vom 23. Oktober 1938 aufgehoben. Die Sache wird zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das Be­
rufungsgericht 2urückverwiesen, dem auch die Ent­
scheidung über die Kosten der Revision übertragen 
wird.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin ist mit dem Kraftfahrzeugmeister Edmund 
verlobt . Sie ist Miteigentümerin von zwei Grund­

stücken in lii

Die inzwischen geschiedenen Eheleute Hermann und The­
rese kamen 1945 von n&ch und über­
nahmen dort eine Autoreparaturwerkstätte mit Tankstelle, 
zunächst pachtweise, im Jahre 1948,käuflich. In der Folge­
zeit erhielten sie die Vertretungen der Firma

L p ^ ^ u n d  Bpp übertragen. Im Jahre 1951 nahmen 
die Eheleute Sp|pp bei der Stadtsparkasse in 
und im Juli 1954 bei. der Firma Gpflp & Co. in 
einen Kredit auf. Da die finanziellen Schwierigkeiten 
weiter Zunahmen, traten sie am 18. September 1954 an den 
Beklagten, der seit über 25 Jahren in als Finanz-
und Grundstücksmakler tätig ist und unter einer im Han­
delsregister eingetragenen Firma ein großes Büro mit meh­
reren Angestellten unterhält, wegen eines Kredits heran, 
hach Einholung einer Auskunft vom Verein in

gewährte der Beklagte den Eheleuten ein
Darlehen von 5 000 DM. Anfang Oktober 1954 gab der Be­
klagte den Eheleuten S p p ^  auf deren Bitten ein weite 
res Darlehen von 6 000 DM und ließ sich zur Sicherung 
das Werkstattinventar übereignen.

Am 11. Dezember 1954 gab der Beklagte, nachdem ihm 
Hermann vorher einen entsprechenden Vermittlungs-
auftrag erteilt hatte, in der Süddeutschen Zeitung eine 
Anzeige auf, daß ein tätiger Teilhaber mit 10 000 DM 
Einsatz als Werkmeister von einer Kraftfahrzeugwerk-
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statte und Tankstelle in einer Stadt in Oberbayern ge­
sucht werde. Der Verlobte der Klägerin war an der Ange< 
legenheit interessiert, wollte jedoch zunächst nicht 
hervortreten« Deshalb setzte sich sein Bruder Heinrich 
am 12 o Dezember 1954 schriftlich mit dem Beklagten in 
Verbindung und gab sich als Interessenten aus« j&it 
Schreiben vom 14« Dezember 1954 beantwortete der Be­
klagte die Anfrage des Heinrich legte “Ab­
schrift einer Auskunft Uber den in Er age kommenden 
Betrieb in I“ bei .und empfahl, sich mit dem Be­
sitzer der Werkstätte persönlich in Verbindung zu set­
zen. Er fügte noch hinzu, er kenne den Betrieb aus ei­
gener Anschauung und könne ihn empfehlen, nachdem er 
mit dem Besitzer “seit Jahren reibungslos zusatmaenge- 
arbeitet” habe. Bei der beigefügten Auskunftsabschrift 
handelte es sich um die Auskunft, die der Beklagte im 
September 1954 vom Verein über den Be­
trieb S ^ ^ ^  erhalten hatte. Die Abschrift war jedoch 
nicht wörtlich und nicht vollständig. Im Text v/ar der 
Harne “Hermann übertippt, aber zu entziffern.

Auf dieses Schreiben hin setzte sich der Verlob­
te der Klägerin am 19« Dezember 1954 mit Hermann 3 ^ ^  

in B ^ m ^  schriftlich in Verbindung. Sein Bru­
der Heinrich suchte Ende Dezember 1954 S ^ ^ ^ i n  £ 0  

auf und unterrichtete den Beklagten, wobei er 
ihn gleichzeitig darüber aufklärte, daß nicht er, 
sondern sein Bruder Edmund der Interessent sei. Am 
15 o Januar 1955 suchten die Klägerin und Edmund

die Eheleute in auf und besich­
tigten den^Betrieb. Am 21. Januar 1955 schrieb der Be­
klagte, der durch Hermann von den Verhandlun-
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gen erfahren hatte, an Edmund Vippp, <*en er ^sma^s 
den Eigentümer dex- Grundstücke hielt, er sei bereit, ihn 
10 000 J3M zur Verfügung au stellen, wenn auf dem Grundbe­
sitz in eine Eigentümergrundschuld von 12 000 1L!
au den Bedingungen der eingetragen und die­
se Grundsehuld an ihn abgetreten werde und er Alleinauftrag 
zum Verkauf des Anv/esens erhalte» Nachdem am 15* Februar 1955 
zwischen Hermann und Edmund V/pp^ Uber dessen An­
stellung als Kraftfahrzeugmeister ein schriftlicher Vertrag 
und gleichzeitig ein Darlehens- und Sicherungsübereignungs- 
vertrag bezüglich eines Darlehens von 10 OOP DM geschlos­
sen worden war, bestellte die Klägerin an dem ihr gehören­
den Hälfteanteil des einen Grundstücks in am
18. Februar 1955 eine Eigentümergrundschuld von 10 000 DM.
Am 24» Februar 1955 übersandte der Beklagte der Klägerin 
den Entwurf einer Abtretungserklärung mit der Bitte, die 
noch fehlenden Eintragungen in dem Entwurf vorzunehmen und 
die Unterschrift durch einen Notar beglaubigen zu lassen.
Am 26. Februar 1955 trat die Klägerin die Eigentümergrund- 
schuld an den Beklagten ab und verpflichtete sich in die­
ser Abtretungserklärung außerdem, das Darlehen von 10 000 DM 
sofort nach dem Hausverkauf zurückzuzahlen. Anfang März 
1955 rechnete der Beklagte mit den Eheleuten s p j p  und Ed­
mund V ippp wegen des Darlehens ab. In der Folgezeit ver­
größerten sich die* finanziellen Schwierigkeiten der Ehe­
leute s p p p  weiter. Im Sommer 1955 bracht ihr Betrieb zu­
sammen. Die Eröffnung des Konkursverfahrens wurde mangele 
Masse abgelehnt.

Der Beklagte betrieb gegen die Klägerin auf Grund 
dei* in der Grundschuldbestellung enthaltenen Unterwerfungs­
klausel die Zwangsvollstreckung.
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Mit der Klage beantragte die Klägerin, die Zwangs­
vollstreckung aus dem Grundschuldbrief für unzulässig 
zu erklären und den Beklagten zur Abtretung der Eigen- 
tUmergrundschuid an sie und zur Aushändigung des srund- 
schuldbriefo zu verurteilen. Gleichzeitig mit der Kla­
ge hatte die Klägerin eine einstweilige Verfügung bean­
tragt. Dieses Verfahren wurde nach Teilvergleichen von 
den Parteien hinsichtlich der Hauptsache für erledigt 
erklärt.

Zur Begründung der Klage trug die Klägerin vor, 
das »schreiben des Beklagten vom 14. Dezember 1954 
und die beigeftigte Auskunftsabschrift sei in mehre­
ren Punkten unrichtig gewesen. 3o habe der Beklagte 
den sehen Betrieb nicht aus eigener Anschau­
ung gekannt und nicht empfehlen können. Er habe auch 
mit S « »  nicht seit Jahren reibungslos zusammenge­
arbeitet. Ferner hätten die Einrichtungsgegenstände 
nicht im Eigentum von Sander gestanden, sondern seien 
sicherungsübereignet gewesen. Der Beklagte sei Uber 
die schlechte wirtschaftliche läge des Betriebs genau 
unterrichtet gewesen.

Die Klägerin focht.daher in der Klage, die am 
6. Oktober 1956 zugestellt wurde, den Abtretungs­
vertrag wegen arglistiger Täuschung an. Erst durch 
ein Schreiben vom 15. November 1955 habe sie
erfahren, daß dem Beklagten bei Absendung des Schrei­
bens vom 14. Dezember 1954 die wirtschaftlichen Ver­
hältnisse der Eheleute S g e n a u  bekannt gewesen 
seien.
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Der Beklagte hat Klagabweisung beantragt» Er bestrei­
tet eine arglistige Täuschung» Er habe den Betrieb der Ehe­
leute als nach außen hin vorbildlich gekannt. Das
Schreiben vom 14« Dezember 1954 habe seine Buchhalterin (die 
Zeugin abgefaßt, er habe es lediglich mit der übri­
gen Tost routinemäßig unterschrieben. Der Brief vom 
14o Dezember 1954 aei für die Hingabe des Grundschuldbriefs 
auch gar nicht ursächlich gewesen» Überdies sei die Anfech­
tung verspätet.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben» Die Be­
rufung des Beklagten hatte keinen Erfolg»

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen Klag­
abweisungsantrag weiter» Die Klägerin bittet um Zurück­
weisung des Rechtsmittels.

Ent scheidungsgründe:

I»

Zur Frage der Rechtzeitigkeit der Anfechtung führt 
das Berufungsgericht aus, nach seiner Überzeugung sei die 
Klägerin erst durch das Schreiben der Eheleute s t f P  vom 
15. November 1955, das der Senat als Urkunde werte, da­
von unterrichtet worden, daß der Beklagte schon im Herbst 
1954 die bedrängte wirtschaftliche Lage der Eheleute

gekannt habe. Die Anfechtung in der am 6. Oktober 1956 
zugestellten Klage liege daher noch innerhalb der «Jahres­
frist des § 124 BGB. Unerheblich sei der Einwand des Be­
klagten, schon beim Zusammenbruch des Be trie-
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bes im August 1955 sei für die Klägerin erkennbar gewesen, 
daß die Auskunft des Beklagten vom 14- Dezember 1954 un­
richtig gewesen sei; denn maßgebend sei nicht, wann die 
Klägerin die arglistige Täuschung hätte erkennen können 
oder müssen, sondern wann sie sie tatsächlich erkannt ha­
be»

Die Angriffe der Revision gegen diese Ausführungen 
des Berufungsgerichts sind unbegründet. Yorauszuschicken 
ist, daß die Beweislast für die Versäumung der Anfechtungs­
frist und damit für den Zeitpunkt der Erlangung der Kennt­
nis des Anfechtenden den Anfechtungsgegner trifft (EG 
WarnRspr, 1911 Nr. 561)» Nicht schon wenn die Klägerin 
erkannte, daß die Eheleute nicht kreditwürdig, son­
dern notleidend waren, begann die Anfechtungsfrist, viel­
mehr erst wenn sie erkannte, daß der Beklagte (oder die 
Person, deren Handeln ihm zuzurechnen war) zur Zeit des 
Schreibens vom 14» Dezember 1954 die schlechte Lage des 

sehen Betriebes kannte. Dieses Wissen der Kläge­
rin folgte weder zwingend daraus, daß Edmund 
schon bei der ersten Lohnzahlung von S p | p  einen unge­
deckten Scheck bekam, noch daraus, daß die Klägerin be­
hauptet hatte, das täuschende Kreditgeschäft sei durch 
den Beklagten schon von langer Hand vorbereitet worden 
— • bis zur Abtretung der Grundschuld durch die Kläge­
rin vergingen seit dem 14o Dezember 1954 immerhin über 
zwei Monate -» Ebensowenig ist zwingend, daß, was da­
hingestellt bleiben kann, ein wirtschaftlicher Zusammen­
bruch dieses Ausmaßes seinen Ursprung schon in der Zeit 
vor dem 3rief vom 14* Dezember 1954 gehabt haben müsse, 
wie die Revision meint. Einer besonderen Erörterung 
durch das Berufungsgericht bedurften diese Umstände nicht,
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wenn es keine Schlüsse im üinne einer früheren Kenntnis 
der Klägerin aus ihnen ziehen wollte» Die Bedeutung der 
Kenntnis vom Zusammenbruch im Sommer 1955 hat das Beru­
fungsgericht gewürdigt, seine Beweiswurdigung ist in die­
sem Hechtszug nicht angreifbar» Die Kenntnis von dem Zu­
sammenbruch vermittelte insbesondere auch nicht notwendig 
die Kenntnis, daß die Erklärung des Beklagten: "Ich kenne 
den Betrieb aus eigener Anschauung und kann ihn empfehlen, 
nachdem ich mit dem Besitzer seit Jahren reibungslos zu- 
sammengearbeitet habe”, nicnt in gutem Glauben abgegeben 
war. Die Klägerin konnte ja annehmen, der Beklagte habe 
sich geirrt.

Das Schreiben der Eheleute vom 15» November 1955
konnte das Berufungsgericht ohne Hechtsverstoß als Urkun­
de verwerten; denn es verkörperte eine Mitteilung der Ehe- 
leute über die Kenntnis des Beklagten von ihrer
v/irtschaftlichen Lage an die Klägerin und war in dieser 
Eigenschaft nicht ein bloßes unzulässiges schriftliches 
Zeugnis, Mit dem Zugehen dieses Schreibens wurde der Klä­
gerin das in ihm enthaltene Wissen vermittelt. Anders 
steht es möglicherweise mit dem Beweis dafür, daß der Be­
klagte die Kenntnis von der schlechten Läge der Eheleute 

vor dem 14* Dezember 1954 erlangt hat» Bollte in 
dieser Hinsicht der Urkundenbeweis nicht zulässig gewe­
sen sein, so wäre das unschädlich, da das Berufungsge­
richt insoweit sich auch auf die von ihm für glaubhaft 
erachtete Bekundung der Zeugen S f l H P  stützt (S. 19 BU),



1. Das Berufungsgericht stellt fest, in der dem 
Schreiben vom 14» Dezember 1954 beigefUgten Auskunft, 
die als Ergänzung und Unterstützung des Schreibens an­
zusehen sei, seien unter der Überschrift Vermögensla­
ge mehrere Angaben unrichtig; so die Angabe, die Werk­
statt sei mit sämtlichen Einrichtungen Eigentum der 
Eheleute Auch wenn der Beklagte von den frühe­
ren Sicherungsubereignungen nichts gewußt haben sollte, 
habe er doch selbst sich im Oktober 1954 das Eigentum 
an der Werkstatteinrichtung übertragen lassen. Selbst 
wenn die Klägerin über Edmund von der Erklärung
des Ehemannes vor Abschluß des Darlehens- und
Anstellungsvertrages erfahren haben sollte, daß die 
Einrichtungsgegenstände der Sparkasse über­
eignet seien, bleibe doch eine Vorspiegelung falscher 
Tatsachen durch den Beklagten, da er die Übereignung 
an ihn selbst, eine der Klägerin unbekannte wesentli­
che Tatsache, verschwiegen habe. Auch die in der Aus­
kunft enthaltenen Sätze "die Bankverpflichtungen wer­
den mit 5 000 DM benannt" und "man bezeichnet die wirt­
schaftlichen Verhältnisse als geordnetV seien unrich­
tig und irreführend gewesen. Der erste tfatz erwecke 
den Eindruck, nach den getroffenen Feststellungen seien 
keine weiteren Vermögensverpflichtungen vorhanden. In 
Wahrheit habe der Beklagte am 24. September und 9. Ok­
tober 1954 Kredit in Höhe von insgesamt 11 000 DM be­
willigt, so daß weitere Schulden vorhanden gewesen seie 
und die Eheleute hätten dieses Seid von dem Be­
klagten nach ihrer glaubhaften Aussage ausdrücklich für 
drückende Verpflichtungen erbeten, so daß ihre Verhält­
nisse nicht als geordnet hätten bezeichnet werden dür-
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fen, Falsch seien auch die im Schreiben des Beklagten ent­
haltenen Behauptungen, er kenne den Betrieb aus eigener 
Anschauung und habe seit Jahren mit dem Besitzer reibungs­
los zusammengearbeitet, er könne den Betrieb empfehlen» Der 
Beklagte sei erst drei Monate vorher mit in Creschäfte-
Verbindung getreten. Bas Schreiben vom 14. Dezember 1954 sei 
offenbar dazu bestimmt gewesen, etwaige Bedenken gegen die 
Vertrauenswürdigkeit und Leistungsfähigkeit des Betriebes 
Sanders zu zerstreuen.

Der Beklagte, fährt das Berufungsgericht fort, könne 
die arglistige Täuschung auch nicht dadurch beseitigen, daß 
er einwende, seine Buchhalterin habe das Schreiben routine­
mäßig entworfen, er habe es mit anderen Schriftstücken un­
terzeichnet, es könne ihm bei dem Umfang seines Betriebes 
nicht zugemutet werden, bei an sich bedeutungslosen:*.1- schrei­
ben wie dem vom 14. Dezember 1954 die richtige Formulierung 
jedes Satzes zu überprüfen, Las Schreiben sei nicht bedeu­
tungslos gewesen. Wenn der Beklagte das routinemäßig durch 
seine Angestellte abgefaßte schreiben vorgelegt erhalten ha­
be? sei er verpflichtet gewesen, bevor er den Inhalt mit 
seiner Unterschrift gedeckt habe, es genau durchzulgsen»
In diesem Fall würde er die Unrichtigkeiten festgestellt 
haben. Habe er aber das schreiben nicht durchgelesen, so 
habe er seinen Inhalt billigend in Kauf genommen und mit 
seiner Unterschrift gedeckt. Der darin liegende bedingte 
Vorsatz reiche für die arglistige Täuschung aus.

2. Zur Frage, ob das Schreiben vom 14» Dezember 1954 
(mit seiner Beilage) für den Entschluß der Klägerin, die 
Urundschuld zu bestellen und abzutreten, ursächlich gewe-
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sen sei, erwägt das Berufungsgericht: Es sei zwar bisher 
nicht festgestellt, daß die Klägerin von dem Schreiben 
Kenntnis erhalten und dadurch zur Grundschuldabtretung 
bestimmt worden seio Der dafür von der Klägerin angebo­
tene Beweis brauche aber nicht erhoben zu werden. Es 
genüge für die Annahme des Kausalzusammenhangs, daß der 
Getäuschte Umstände dargetan habe, die für seinen Ent­
schluß von Bedeutung sein konnten, und daß die arglis­
tige Täuschung nach der Erfahrung des Lebens bei der Art 
des zu beurteilenden Rechtsgescnäftes einen Einfluß auf 
die Entschließung auszuüben pflegte. Bei Voriiegen die­
ser Voraussetzungen könne ein Beweis des ersten Anscheins 
dafür gegeben sein, daß die Täuschung einen. Einfluß auf 
die Entschließung des Getäuschten ausgeübt habe (BGB NJY* 
1958j; 177$ Palanöt BGB 19» Aufl. § 125 Anm, 5; Staudin­
ger, BGB 11. Aufl. § 125 Anm, 26). Dieser Beweis des er­
sten Anscheins sei im vorliegenden Balle zu bejahen. Die 
Klägerin habe nur gehandelt» ■ um ihren Verlobten bei der 
Erlangung einer Existenz behilflich zu sein. Zu diesem 
Zwecke habe sie auch zusammen mit ihrem Verlobten den 
3 ^ 0 ^ '  sehen Betrieb besichtigt. Infolgedessen spreche 
die Lebenserfahrung dafür, daß sie von Anfang an über 
die Verhandlungen und den Schriftwechsel unterrichtet 
gewesen sei und von dem schreiben vom 14„Dezember 1954 
mit der Auskunft Kenntnis erhalten habe. Bei dieser Sach­
lage sei damit der Beweis des ersten Anscheins dafür ge­
geben» daß für die Grundschuldabtretung und Rückzahlungs- 
Verpflichtung der Klägerin jenes Schreiben mit Auskunft 
jedenfalls mitbestimmend gewesen sei.
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III.

1Q Gegen die Ausführungen des Berufungsgerichts über 
die Ursächlichkeit der arglistigen Täuschung erhebt die Ke- 
vision mit Hecht Sedenken«, Der Bundesgerichtshof hat in 
der lat in der vom Berufungsgericht angeführten Entschei­
dung BGH 11JW 1953, 177 = LU BGB § 123 Nr. 16 (Urteil vom 
12. November 1957, VIII ZR 311/56) für den Nachweis der 
Ursächlichkeit der arglistigen Täuschung für die Willens­
erklärung des Anfechtenden den Beweis des ersten Anscheins 
augelassenc Es handelte sich dabei aber um ein Umeatzge- 
schäft (Verkauf von Motoren zwischen Handelsfirmen)• Der 
Bundesgerichtshof hat aber im Urteil vom lo, April 1958 
- II ZK 334/58 WM 1958, 991-ausgesprochen, die Frage, ob 
eine arglistige Täuschung für den Y/i liens ent Schluß eines
anderen Menschen ursächlich gewesen sei*- hänge von zahl­
reichen individuellen Umständen ab und könne nicht gene- 
rell nach einem allgemeinen Erfahrungssatz beantwortet 
werden, woran der dort entscheidende Senat allerdings 
die Hilfserwägung knüpft, daß auch bei Zulassung eines 
Ansoheinsbev/eises für die Ursächlichkeit wegen besonde­
rer Umstände im zu entscheidenden Fall der Anscheinsbe- 
weia nicht ansunehmen wäre. Ob diesem allgemeinen Rechts- 
grundsatz beisustimmen wäre, braucht im hier gegebenen 
Fall nicht entschieden zu werden, da der erkennende Se­
nat die Anlegung von Geld durch eine Privatperson für 
einen so individuellen WillensentSchluß hält, daß er 
sich der typischen Beurteilung entzieht und mit einem 
Warenumsatzgeschäft durch Handelsfirmen nicht auf eine 
Linie gestellt werden kann. Das gilt im Gegensatz zur 
Meinung des Berufungsgerichts gerade auch deswegen, v/eil 
die Klägerin das Geschäft der Eheleute mit ihrem
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in kraftfahrzeugangelegenheiten bewanderten Verlobten an­
gesehen hatte» Da es auf die Richtigkeit des Rechtsgrund- 
satses des II» Zivilsenats in seiner Allgemeinheit für 
die hier zu treffende Entscheidung nicht ankommt und der 
VIIIo Zivilsenat den Anscheinsbeweis für die arglistige 
Täuschung nicht ausnahmslos bejaht, brauchte der erken­
nende Senat nach § 136 GVG den Großen Zivilsenat nicht 
anzurufen.

2. Wenn die Revision meint, eine arglistige Täuschung 
durch den Beklagten sei schon deswegen ausgeschlossen, 
weil im Brief vom 14. Dezember 1954 der Rame des Betrie­
bes, wenn auch mit Mühe, zu erkennen war und in dem Brief 
die Aufforderung zu unmittelbaren Verhandlungen mit dem 
Inhaber des Betriebs enthalten war, und es liege des­
halb ein Rechtsverstoß des Berufungsgerichts vor, so 
trifft das nicht zu. Die Arglist würde nur dann nicht 
gegeben sein, wenn der Beklagte angenommen hätte, et­
waige falsche Angaben würden durch die Verhandlungen mit 
dem Inhaber des Betriebes in ihrer Wirkung be­
seitigt, weil sie der Inhaber des Betriebes richtig stel­
len würde oder weil sie mit Rücksicht auf die Verhandlun­
gen mit dem Inhaber von dem Geldgeber gar nicht mehr be­
achtet würden. Die Erwägung, daß geldsuchende Betriebs­
inhaber bestrebt sein werden, ihre Verhältnisse günstig 
darzustellen, und daß ein Geldgeber auf die Angabe gün­
stiger Tatsachen durch einen Dritten, insbesondere einen 
langjährigen und großen Maklerbetrieb, trotz der Angaben 
des Betriebsinhabers Gewicht legen wird, ist naheliegend. 
Eino ausdrückliche Würdigung der von der Revison ver­
mißten Art war daher nicht nötig, wenn das Berufungsge­
richt der Auffassung war, der Beklagte habe mit einer
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solchen Richtigstellung oder Beseitigung seiner Behaup­
tungen nicht gerechnet (BGHZ 3? 163? 175)»

3» Fehl geht der Hinweis der Revision? im Verhält­
nis zwischen den Eheleuten der Klägerin und Ed-
mund sei der Beklagte ein das Geschäft lediglich
vermittelnder Makler gewesen (BGHZ 20? 36, 40). Wie be­
reits der Berufungsrichter zutreffend ausgeführt hat, 
handelte bei der Grundschuldabtretung der Klägerin und 
der Übernahme der Rückzahlungspflicht es sich um ein 
Geschäft mit dem Beklagten selbst»

4= Kein Verstoß gegen § 286 ZPO lag auch darin, daß 
sich das Berufungsgericht mit dem Vorbringen des Beklag­
ten? er habe im Januar 1935 der Firma noch einen

Kredit der GmbH
unter eigener Haftung vermittelt? nicht ausdrücklich aus- 
einandergesetzt hat« Auch hier konnte es sich bestenfalls 
um Beweisanzeichen für die Vorstellung des Beklagten von 
der wirtschaftlichen Rage der Eheleute handeln? da­
bei vorausgesetzt, daß nicht das finanzierte Kraftfahrzeug 
eine hinreichende Sicherheit bot» Ohne Bedeutung war? daß 
die Eheleute Wechsel gegenüber dem Beklagten nach
seiner Behauptung noch bis zum 21. Juni 1955 eingelöst 
haben« Bin Unternehmen kann schon lange notleidend sein, 
wenn es Wechsel noch einlöst« Ebensowenig brauchte der 
Berufungsrichter dem Beweisantrag stattzugeben, dahin­
gehend? daß im Strafverfahren eine Betrugsabsicht
geleugnet und behauptet habe, zur Zeit der Besichtigung 
des Betriebes durch die Klägerin und ihren Verlobten sei 
er noch einigermaßen gelaufen. Abgesehen davon, daß Be-
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schuldigte regelmäßig das Bestreben haben, sich reinzu 
waschen, kann ein Geschäft auch bei schlechter wirt­
schaftlicher Lage noch einigermaßen laufen.

IV.

Lie Ausführungen des Berufungsgerichts über den be­
dingten Vorsatz des Beklagten lassen zumindest nicht er­
kennen, ob es von einem rechtsirrtumsfreien Begriff der 
Arglist ausgegangen ist. La es sich hier um die Anwen­
dung materiellen Hechts handelt, war dies unabhängig von 
einer HevisionsrUge zu berücksichtigen.

Zutreffend führt das Berufungsgericht zwar aus 
(2. 13 3U), daß für den Vorsatz des lauschenden, auf 
den Brklärungswillen des anderen einzuwirken, beding­
ter Vorsatz genüge. Auch bezüglich der Unrichtigkeit 
der Tatsachen, die der Täuschende behauptet, reicht 
für die Arglist bedingter Vorsatz aus, d.h. es genügt, 
daß der Täuschende mit der Möglichkeit rechnet, daß die 
Angaben nicht der Wahrheit entsprechen . (KGKK. 11. Aufl.
§ 123 Anm. 6j WarnRspr. 1913 Nr. 42 und öfters). Daraus 
allein aber, daß der Beklagte das Schreiben pflichtwid­
rig nicht durchgelesen hat und es doch mit seiner Un­
terschrift gedeckt hat, kann im Gegensatz zur Auffas­
sung des Berufungsrichters der bedingte Vorsatz noch 
nicht abgeleitet werden. Lie Rechtslage ist hier an­
ders als etwa bei der Anfechtung einer Willenserklä­
rung nach § 119 BGB (BGH Urteil vom 15. Juni 1951? IM 
•BGB § 440 Nr. 1). Sie vom Berufungsgericht angeführte 
Handlungsweise des Beklagten begründet allenfalls den
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Vorwurf der Fahrlässigkeit«, aber für den bedingten Vor­
satz wäre die Feststellung erforderlich, daß der Beklag- . 
te mit der Möglichkeit gerechnet und sie gebilligt hätte, 
daß wahrheitswidrige Angaben in dem nicht gelesenen Brief 
enthalten seien und den Geldgeber (die Klägerin) zum Ge­
schäftsabschluß bestimmen könnten» Die Feststellung die­
ses Vorsatzes kann aus der bloßen Ausführung, die vom Be­
klagten behauptete Geschäftspraxis könne seine Haftung 
nicht aufheben und der Senat habe insoweit gegenüber dem 
Beklagten noch besondere Bedenken, weil er ihn in einem 
früheren Rechtsstreit (11-0-460/53 LG München I, 1 ü 
2149/55) aus dem Gesichtspunkt des § 826 BGB verurteilt 
habe, nicht mit hinreichender Sicherheit entnommen wer­
den» Ob das Berufungsgericht für die letztgenannte Er­
wägung die Akten des früheren Hechtsstreits hätte zum 
Gegenstand der mündlichen Verhandlung machen müssen, 
kann daher offen bleiben»

Lie Buchhalterin mag im Sinn des § 123 Abs» 2 BGB 
keine .Dritte sein (RGBK § 123 Anm. 29, § 166 Anm» 17)«
Las Berufungsgericht stellt aber nicht fest, daß sie 
arglistig gehandelt hätte, und unbestritten ist diese 
Tatsache auch nicht» Aus der Person der Buchhalterin 
heraus kann die Feststellung dex* arglistigen Täuschung 
durch das Berufungsgericht alsn nicht aufrecht erhal­
ten werden»



17 -

Vc

Die zu III 1 und zu IV auf gezeigten Hechtsverstöße 
nötigen zur Aufhebung des .Berufungsurteils und zur 2u- 
rücicverweisuhg der Sache an das Berufungsgericht zur an­
derweit en Verhandlung und Entscheidung. Dem Berufungsge­
richt war auch die Entscheidung über die Kosten der Re­
vision als vom endgültigen Ausgang des Rechtsstreits 
abhängig zu übertragen,’

Br, Hückunghaus Br, Augustin Schuster 

Br, So the Br. Mattem
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